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Vor dem Parteitag Ende September steckt Labour in einer Diskussion, die sich v. a. um 2 Punkte
dreht: seine Haltung zum Brexit und zu den Vorwürfen von Antisemitismus gegen Corbyn und
andere führende Mitglieder. Im folgenden beschäftigen wir uns mit der Debatte um den Brexit.

Zum Klassencharakter des Brexit-Referendums

Das Referendum wurde von Ex-Premier Cameron anberaumt, um die Bruchlinien innerhalb seiner
Konservativen Partei zu kitten. Sein Resultat kam unerwartet und vom Standpunkt der herrschenden
britischen Klasse aus unerwünscht. Es wurde allgemein als Protest gegen das „Establishment“
gewertet. Doch dies besagt nicht viel, schrieben sich doch sowohl die rechtspopulistische UKIP wie
die zentristische SWP den Sieg auf ihre Fahnen.

Entscheidend war die Stoßrichtung der Abstimmung. Es ging darum, ob die von Cameron
ausgehandelten Zugeständnisse an Britannien seitens der EU genug waren. Sie betrafen v. a. eine
Einschränkung der Freizügigkeit für die Arbeitsmigration innerhalb der Union. Das EU-
Einwanderungssystem war Cameron nicht rassistisch genug, betraf es doch „nur“ BürgerInnen von
außerhalb der Staatengemeinschaft. Die Abstimmung stand also ganz im Zeichen dieses Themas und
förderte einen weiteren Rechtsruck zutage. Aus diesem Grunde haben unsere britischen
GenossInnen von Red Flag beim Referendum für den Verbleib in der EU gestimmt, während ein
Großteil der übrigen Linken im Vereinten Königreich (UK) für den Brexit eintrat und somit den
entscheidenden Punkt im Kontext des Volksentscheids außer Acht ließ.

2 Jahre danach: Tories zerrissen

Im Oktober werden die Weichen über die Art des britischen Ausstiegs aus der EU gestellt. Alles was
seit der Abstimmung in Britannien passierte, besonders die Zunahme rassistischer Angriffe,
bekräftigt, dass das Votum zum Austritt einen ernstzunehmenden Fortschritt für die reaktionärsten
Kräfte in der britischen Politik darstellt.

Die Premierministerin Theresa May kann bis jetzt ihre Partei zusammenhalten, indem sie die
Rhetorik der Brexit-Hardliner öffentlich bekräftigt, während sie bei den aktuellen Verhandlungen
mit der EU Zugeständnisse an allen Fronten machen muss. Viele Mitglieder in Kabinett und der
Konservativen Partei hoffen auf einen akzeptablen Weg, um das Referendumsresultat umdrehen zu
können. Ein Verschieben der endgültigen Entscheidung mittels „Übergangsperioden“ und
„erweiterter Umsetzung“, ein Aussitzen also, erscheint ihnen als passende Option. Doch es gibt eine
zweite: Das Vereinigte Königreich könnte am 29. März 2019 die EU ohne Abkommen verlassen. Dies
wäre der sog. harte Brexit.

Seine BefürworterInnen wie David Davis sehen in diesem Szenario die Möglichkeit, mit dem Rest
der Welt für Britannien vorteilhafte Verträge abschließen zu können. Auch wenn wir unterstellen,
dass das so leicht möglich wäre, erhebt sich die Frage, wer davon profitieren könnte? Sicher nicht
die Arbeitslosen und NiedriglöhnerInnen in den deindustrialisierten Regionen des Landes, sondern
eine Schicht kleinen und mittleren Kapitals, die auf lokale Märkte orientiert und skeptisch
gegenüber Arbeits- und Umweltschutzbestimmungen wie anderen Einschränkungen ihrer Geschäfte
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ist. Das Großkapital kann außerhalb der EU auf einen bilateralen Deal z. B. mit den USA hoffen.
Dieser wäre jedoch vor allem ein Geschenk für US-amerikanische Konzerne, die auf eine Übernahme
und Privatisierung des staatlichen Gesundheitsdienstes NHS spekulieren würden.

Die Brexit-Hardliner stellen zur Zeit nur eine vergleichsweise kleine Gruppe unter den
konservativen ParlamentarierInnen. Sie haben keine Möglichkeit, eine Mehrheit unter den Tory-
Abgeordneten gegen May zu finden. Aber mittels der reaktionären Presse können sie die
WählerInnen und Mitgliedschaft aufzurütteln versuchen, so dass May sich auf Labourstimmen
stützen muss oder eine Verhandlungsposition einnimmt, die die EU nur ablehnen kann und zum
ungeordneten Rückzug aus ihr führen muss. Das neue Weißbuch Mays und der Rücktritt einiger
Hardliner aus der Regierung (Boris Johnson, David Davis, Steve Baker) durchkreuzen diesen Plan
jedoch einstweilen.

Britannien schlägt jetzt eine Freihandelszone für Fertig- und Agrarwaren vor, in der die
existierenden Regeln weiter gelten sollen. Das würde einen Deal mit den USA, mittels dessen
letztere den britischen Markt mit billigen Landwirtschaftsgütern überschwemmen könnten,
unmöglich machen – ein wichtiges Zugeständnisse an die Brexit-SkeptikerInnen. Doch ob Mays
Hybridmodell von der EU-Verhandlungskommission akzeptiert werden wird, erscheint fraglich. Es
bedeutet schließlich eine Aufspaltung in freie Bewegung und einträchtige Regulation für Güter, aber
nicht für Kapitaltransfers, Dienstleistungen und EU-Niederlassungsfreiheit inkl. freizügiger EU-
Binnenmigration. Auf dem gemeinsamen Gipfel im Oktober werden die Würfel fallen, ob das
Vereinte Königreich eine ähnliche Rolle im Verhältnis zur EU spielen kann wie Norwegen.

Brexit und Labour

Der rechte Flügel der Labour Party möchte eine auf die Bedürfnisse der herrschenden Klasse
beschränkte Parlamentsdebatte um die Details (erweiterte) Zollunion, Einheitliche Europäische Akte
oder Handelsblock. Auf dem Parteitag soll möglichst nicht kontrovers über den Brexit diskutiert
werden. Das will auch der linke Parteiflügel nicht. Er ist zudem über der Frage gespalten. Ein Teil
vertritt aktiv und offensiv einen Brexit unter Bezug auf das alte Programm der Stalinistinnen und
des linken Labourflügels um Tony Benn aus den 1970er Jahren, „dem britischen Weg zum
Sozialismus“.

Der andere Flügel besteht mehrheitlich aus AnhängerInnen eines „sanften“ Ausstiegs. Sie vertreten
de facto Corbyns Position und sehen hinter jeder Kritik eine Schmälerung der Chancen auf einen
Sieg bei möglichen vorgezogenen Parlamentswahlen. Diese Position vertritt mehrheitlich auch
Momentum, die Sammlungsbewegung zur Unterstützung einer Labourregierung unter Corbyn. Doch
in Momentum gibt es auch Opposition zur aktuellen „Lasst den Brexit geschehen!“-Position. Diese
Minderheit fordert eine offene Debatte auf der Labourkonferenz im September und eine zweite
Abstimmung über den Brexit, diesmal in Gestalt des Ergebnisses der Verhandlungen mit der EU.

Die offizielle Haltung Labours ist in dem Beschluss „Sechs Kriterien“ zusammengefasst. Die EU soll
verlassen werden, gleichzeitig sollen aber alle Vorteile bleiben, die Zollunion und Gemeinsamer
Binnenmarkt mit sich bringen. Bezüglich der Arbeit„nehmer“Innenfreizügigkeit fordert Labour „eine
faire und geregelte Arbeitsmarktmigration“, also das Ende der Bewegungsfreiheit auch für EU-
BürgerInnen. Es gibt also nur einen geringfügigen Unterschied zu Mays Hybridmodell. Die
Parteivorstandsmehrheit weigert sich einzugestehen, dass die einzige Wahl nur die zwischen einem
klaren Bruch mit allen Konsequenzen für Beschäftigung und Investitionen einerseits oder einer
Opposition gegen den Brexit andererseits besteht, also einem Eintreten für ein Alternativmodell zur
EU an der Seite der Einheit mit der europäischen ArbeiterInnenbewegung.



Red Flag

Inner- oder außerhalb der EU: eine Corbyn-Regierung fände ihren unversöhnlichsten Feind stets in
der „eigenen“ herrschenden Klasse! Red Flag tritt für volle Debatte über den Brexit auf dem
kommenden Labour-Parteitag ein und unterstützt eine Petition der Minderheit innerhalb
Momentums. Ferner soll Labour gegen jedes Abkommen stimmen, das Großbritannien aus der EU
entfernt.

Der Kampf gegen die reaktionäre Politik der EU wie ihrer Mitgliedsstaaten, für eine Alternative zum
Brexit kann nicht nur im nationalen Rahmen geführt werden. Eine fortschrittliche Lösung kann nur
in der gemeinsamen Aktion, im gemeinsamen Widerstand der europäischen ArbeiterInnenklasse
erkämpft werden. Nur so kann der Kampf gegen Spardiktate, Militarismus und Imperialismus in
Osteuropa und Afrika, gegen das Flüchtlingselend aufgenommen und verstärkt werden.

Eine sozialistische Vision für das 21. Jahrhundert kann nur reale Gestalt annehmen gemeinsam mit
den anderen Lohnabhängigen Europas. Nur die Vereinigten Sozialistischen Staaten Europas können
die Produktivkräfte und Ressourcen, die die kapitalistische EU geschaffen hat, weiterentwickeln,
den Kontinent auf fortschrittliche Weise einen und mit Ausbeutung, Armut und Unterdrückung
Schluss machen.


